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Urteil des Bundessozialgerichts

WG-Zuschlag: BSG beendet Dauerstreit
Krankenkassen müssen für ambulant betreute Wohngrup-

pen finanzielle Hilfen großzügiger gewähren. Sie dürfen 

keine zu strengen Anforderungen für den Anspruch auf 

den Wohngruppenzuschlag stellen.

Von Jörn Bachem

Kassel/Darmstadt // Der Frust ist 
groß – bei vielen Pflegebedürftigen 
und ihren Angehörigen, ebenso aber 
auch bei Initiatoren und Trägern am-
bulant betreuter Wohngemeinschaf-
ten. Bestimmte Kassen, etwa die 
 BARMER und einige AOKen, tun sich 
seit Jahren durch hartnäckige Ableh-
nung des Zuschlags nach § 38a SGB 
XI hervor, mit immer spitzfindigeren 
und lebensferneren Argumenten. Die 
Rechtsprechung der Untergerichte ist 
uneinheitlich, kompliziert und bestä-
tigte oftmals die Ablehnungen. Jetzt 
räumt das Bundessozialgericht (BSG) 

eine Reihe von typischen Einwän-
den ab und sorgt für klare, praktika-
ble Vorgaben.

Um klare Worte war der schei-
dende Vorsitzende des 3. Senats des 
BSG, Dr. Kretschmer, in seiner letz-
ten mündlichen Verhandlung am 
10. September nicht verlegen. Es war 
ihm und den Richterinnen anzumer-
ken, dass sie eine deutliche Botschaft 
an die Pflegekassen senden wollten: 
Will der Gesetzgeber neue Wohnfor-
men in Vielfalt und das Selbstbestim-
mungsrecht Pflegebedürftiger durch 
den § 38a-Zuschlag stärken, darf das 
nicht mit feingesponnenen, aber le-
bensfernen Gesetzesauslegungen 
unterlaufen werden. Das Gesetz ist 
hier im Gegenteil weit und praxisnah 
auszulegen. 

Drei teils ähnliche, teils verschie-
denartige Fälle hatte das Gericht zu 

entscheiden. Nachdem die Landesso-
zialgerichte (LSG) die Ansprüche der 
Kläger durchgehend verneint hatten, 
hob das BSG diese Urteile sämtlich 
auf. Weil die Vorinstanzen nicht zu 
allen Voraussetzungen die notwen-
digen Fakten ermittelt hatten, konnte 
es aber nicht abschließend entschei-
den, sondern musste die Fälle jeweils 
an die zweite Instanz zurückverwei-
sen.

Zu folgenden Streitpunkten hat 
das BSG entschieden:
ee Gemeinsame Wohnung: Auch 

Anlagen wie im Betreuten oder 
Service-Wohnen, in denen die 
Pflegebedürftigen eigene Appar-
tements mit Bad und Küche ha-
ben, kommen als „gemeinsame 
Wohnung“ in Betracht. Es muss 
lediglich gesonderte Räume ge-
ben, die ein gemeinschaftliches 
Leben der Mitglieder der „Wohn-
gruppe“ ermöglichen. Nur Gestal-
tungen wie in der vollstationären 
Pflege sollen ausgeschlossen wer-
den. 

ee Beauftragte Person: Anders als 
vom LSG Mainz und der BARMER 
vertreten, ist es zulässig, mehr als 
eine „Präsenzkraft“ oder „Koordi-
nationskraft“ zu benennen. Das 
kann auch gestuft im Sinne einer 
Regelbesetzung mit Vertretungen 
oder mit verteilten Aufgaben ge-
schehen. Ebenso kann eine juris-
tische Person beauftragt werden, 
etwa eine Pflegedienst-GmbH. 
Die eingesetzten Personen müs-
sen den WG-Mitgliedern aber na-
mentlich benannt werden.

ee Beauftragung: Die WG-Mitglieder 
müssen gemeinsam über die zu 
beauftragende Person entschei-
den. Dafür reicht es aus, wenn 
wenigstens drei Mitglieder oder 
ihre Vertreter abstimmen. Gerade 
für die Aufbauphase, aber auch 
bei Neueinzügen wichtig: Nach-
rückende Mitglieder können die 
getroffene Entscheidung geneh-
migen, so dass sie als auch ihre 
gilt. Für die vertragliche Umset-
zung werden keine spezifischen 
Anforderungen aufgestellt.

ee Aufgaben: Die ausgewählte (min-
destens eine) Person muss mit 
mindestens einer Tätigkeit aus 
dem Katalog des § 38a Absatz 1 
Satz 1 Nr. 3 SGB XI beauftragt wer-
den, die vertraglich festgelegt und 
von der individuellen Pflege un-
abhängig ist. Das können somit 
sein: Allgemeine organisatori-
sche, verwaltende, betreuende, 
das Gemeinschaftsleben för-
dernde Tätigkeiten oder Unter-
stützung bei der Haushaltsfüh-
rung (keine Vollübernahme!).

ee Kein vollstationärer Versorgung 
weitgehend  entsprechender 
Leistungsumfang: Dieses Nega-
tivmerkmal hat in der Praxis und 
Rechtsprechung besondere Blü-
ten getrieben, ist aber auch be-
sonders schwer zu fassen. Das 
BSG sieht weiterhin die Notwen-
digkeit, „verkappte stationäre 
Angebote“ auszuscheiden. Dafür 
kommt es auf das Heimrecht aber 
nicht an. Maßgeblich ist, dass Bei-
träge der Bewohner, Angehöri-
ger oder Ehrenamtlicher möglich 
sind und nicht die Gesamtverant-
wortung für die Versorgung auf 
einen WG-Träger, in der Regel den 
Pflegedienst, so übertragen wird, 
dass er Inhalt und Umfang der 
Leistungen einseitig vorgibt. 

Die Notwendigkeit einer weiten, die 
Bedürfnisse der Praxis berücksichti-
genden Auslegung hat das BSG ins-
besondere mit dem „experimentellen 
Charakter“ von § 38a SGB XI begrün-

det. Die Förderung der Gründung und 
des Betriebes neuer Wohnformen im 
ambulanten Versorgungsmodell, ob 
durch die Betroffenen selbst oder 
durch Träger organisiert, setzt vor-
aus, Vielfalt zuzulassen und zu ach-
ten. Ein überstrenges Korsett von Vor-
gaben würde just das unterbinden.

Angesichts jahrelangen Streits 
über die Zugangsschwellen für den 
WG-Zuschlag ist die BSG-Entschei-
dung vom 10. September ein Durch-
bruch. Modelle zu gestalten und 
rechtssicher umzusetzen, wird deut-
lich leichter. Die Bewilligungsverfah-
ren müssen jetzt deutlich schlanker 
und Ablehnungen sollten höchst sel-
ten werden. Alles andere werden die 
Gerichte künftig mit den Kriterien 
des BSG eindeutig beantworten.

Dieser Beitrag gibt die wesentli-
chen Grundaussagen des BSG aus der 
Urteilsverkündung wieder. Um Mo-
delle und Verträge rechtssicher neu 
gestalten zu können, müssen die 
schriftlichen Urteilsbegründungen 
abgewartet werden. Sie dürften in 
wenigen Wochen vorliegen. und kön-
nen dann unter bsg.bund.de/DE/Ent-
scheidungen/entscheidungen_node.
html abgerufen werden.
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DGP zeichnet Projekt zur 
Ethikberatung aus

Der „Anerkennungs- und Förder-
preis für ambulante Palliativver-
sorgung“ der Deutschen Gesell-
schaft für Palliativmedizin (DGP) 
geht an eine wissenschaftliche 
Arbeit über eine Arbeit zur ethi-
schen Beratung in der ambulan-
ten Palliativversorgung. Sie be-
schreibt laut DPG ein innovatives 
Modellprojekt von Palliativ Da-
heim, dem SAPV-Dienst im Land-
kreis Konstanz zusammen mit 
dem Palliative Care Forum. Bis-
lang gibt es eine solche Ethikbe-
ratung in der ambulanten Versor-
gungssituation kaum. Mehr auch 
zu den weiteren Preisträgern un-
ter palliativmedizin.de 

Corona-Situation und häusliche Pflege

Belastungen und Probleme übersehen
Freiburg/Hannover // Wie durch 
ein Brennglas seien in Coronazei-
ten die Problembereiche der deut-
schen Langzeitpflege sichtbar gewor-
den, schreibt der Pflegerechtler Prof. 
Dr. Thomas Klie in seiner Kolumne 
in der Fachzeitzeitschrift Häusliche 
Pflege. Der Rechtsanwalt und Sozial-
experte lobt einerseits die ambulan-
ten Pflegedienste, die „sich in beson-
derer Weise in der Verantwortung 
sahen, eh schon fragile Pflegearran-
gements unter den Vorzeichen des In-
fektionsschutzes zu begleiten – dies 
häufig mit hohem persönlichen Ein-
satz und Risiko“. Anderseits habe die 
Pandemie aber auch gezeigt, in wel-
cher Weise die Belastungssituationen 
und Probleme in häuslichen Pflegear-

rangements übersehen und vernach-
lässigt würden.

„Für die Pflegefachfrauen und 
-männer wurde unter Coronavorzei-
chen deutlich, wie wichtig sie in ihrer 
souveränen Fachlichkeit waren und 
sind. Nicht mit Applaus, nicht mit ei-
nem symbolischen Pflegebonus ist 
es getan“, so Thomas Klie. Gefragt 
sei eine konsequente Verantwor-
tungsübertragung auf Pflegefach-
kräfte, wenn es darum gehen solle, 
die mit dem Pflegeberufegesetz ver-
folgten Ziele umzusetzen. Die ganze 
Kolumne „Im Schatten der Heime“ 
lesen Sie in der September-Ausgabe 
von Häusliche Pflege. (ck)

 e haeusliche-pflege.net

IPReG

opseo stellt Beatmungsmediziner ein
Berlin // Das Intensivpflegegesetz 
 IPReG veranlasst Anbieter von au-
ßerklinischer Beatmungspflege dazu, 
ihre Strukturen anzupassen. So hat 
die Opseo Gruppe sich die Fachex-
pertise des Beatmungsmediziners Dr. 
Frank Bonin in den Konzern geholt. 

„Neben der fachpflegerischen Ex-
pertise ist es enorm wichtig, dauer-
haft eine medizinische Basis inner-
halb der Gruppe zu etablieren, um 
die Entwicklung eines ganzheitli-
chen Versorgungsangebotes zu rea-
lisieren“, so Holger Eden, CEO der op-
seo Gruppe. Bonin sei hierbei nicht 
therapierender Mediziner, sondern 
koordiniere im Zusammenspiel der 
verschiedenen Akteure die inter-
disziplinäre Zusammenarbeit. Da-

bei geht es unter anderem darum, 
Patienten immer wieder auf ihr 
Weaningpotenzial hin zu unter-
suchen. „Die Rehabilitation unse-
rer Patienten wird durch Dr. Bonin, 
entsprechend des IPReG weiter ge-
stärkt, Potenziale der Patienten kön-
nen schneller und effektiver erkannt 
und gefördert werden“, so Stephan 
Patke, Geschäftsführer der opseo 
Töchter Remeo GmbH und ZBI NRW 
GmbH.

Bonin soll auch eine Schnittstelle 
zu Fachärzten außerhalb des Unter-
nehmens sein. Laut IPReG dürfen 
künftig nur noch besonders qualifi-
zierte Fachärzte die außerklinische 
Intensivpflege verordnen und den 
Leistungsort festlegen. (ls)
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